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Bundesverfassungsgericht setzt 
Frist für den Erlass eines Jugendstrafvollzugsgesetzes

Am 31. Mai 2006 war es endlich soweit, die lange überfällige Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts wurde in Karlsruhe bekannt gegeben. Wie
von der Fachwelt erwartet, urteilte der Zweite Senat des Bundesverfas-

sungsgerichts, dass der Jugendstrafvollzug bislang ohne die verfassungsrechtlich
erforderlichen, auf die besonderen Anforderungen des Strafvollzuges zuge-
schnittenen gesetzlichen Grundlagen stattfindet. Für eine Übergangszeit bis En-
de des Jahres 2007, so die Richter, müssten eingreifende Maßnahmen im Jugend-
strafvollzug weiter hingenommen werden, soweit sie für die Aufrechterhaltung
eines geordneten Vollzuges unerlässlich seien. Seitens der interessierten Fach-
öffentlichkeit wurde die Entscheidung und die Fristsetzung des Gerichtes einhel-
lig begrüßt. Zu hoffen bleibt, dass die Politik, die sich seit rund 30 Jahren mit die-
ser Rechtsmaterie streitig befasst, den berühmten Gordischen Knoten endlich
zeitnah durchschlägt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetz-
geber zum Erlass eines Jugendstraffvollzugsge-
setzes aufgefordert.

Das Bundesverfassungsgericht war durch
einen jungen Strafgefangenen aus der
Justizvollzugsanstalt Herford angerufen
worden, der sich gegen die allgemeine Kon-
trolle seines Schriftverkehrs und die Ver-
hängung einer Disziplinarmaßnahme ge-
wandt hatte. Im Ergebnis blieben die Ver-
fassungsbeschwerden trotz des Fehlens
einer gesetzlichen Grundlage ohne den an-
gestrebten Erfolg. Das Gericht entschied,
die im konkreten Fall angeordneten Maß-
nahmen der Vollzugsbehörde seien zur
Aufrechterhaltung eines geordneten Ju-
gendstrafvollzuges unverzichtbar gewe-
sen.

Die Verfassungs-
beschwerden
Im Dezember 2003 hatte der Beschwerde-
führer bei der Justizvollzugsanstalt Her-
ford den Antrag gestellt, die Kontrolle sei-
nes gesamten Schriftverkehrs einzustel-
len. Gleichzeitig wandte er sich gegen meh-
rere Disziplinarmaßnahmen, die gegen
ihn wegen verschiedener Tätlichkeiten ge-
gen Mitgefangene verhängt worden waren.
Die Anträge des Beschwerdeführers wur-
den unter Hinweis auf Nr. 24 Abs. 3 Ver-
waltungsvorschriften zum Jugendstraf-
vollzug (VVJug) zurückgewiesen. Allein
schon aus Gründen der Erziehung werde
der Schriftverkehr überwacht. Im Falle des
Beschwerdeführers seien keine Gründe
erkennbar, von dieser bewährten Praxis
abzuweichen. Ohne Kontrolle der Voll-
zugsbehörde könne er lediglich mit seinem
Verteidiger und den in Nr. 24 Abs. 2 VVJug
genannten Institutionen schriftlich kom-
munizieren. Die beanstandeten Diszipli-
narmaßnahmen seien ausnahmslos voll-
streckt, der Beschwerdeführer folglich
nicht mehr beschwert.
Gegen diesen Bescheid legte der Be-
schwerdeführer Widerspruch ein, den das
Landesjustizvollzugsamt Nordrhein-
Westfalen in Wuppertal zurückwies. Ei-
nerseits sei der Widerspruch wegen Ver-
säumung der Wochenfrist des Vorschalt-
verfahrensgesetzes unzulässig, anderer-
seits sei die Briefkontrolle wegen der durch

die Anstalt dokumentierten Verhaltens-
auffälligkeiten des Beschwerdeführers ge-
boten.
Gegen diesen Bescheid stellte der Be-
schwerdeführer Antrag auf gerichtliche
Entscheidung gemäß § 23 ff. Einführungs-
gesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz
(EGGVG). Die Postkontrolle sei mit Grund-
rechtseingriffen verbunden, die über die
bloße Freiheitsentziehung hinausgingen.
Hierfür sei zwingend eine gesetzliche
Grundlage erforderlich. Der Gesetzgeber
habe es bislang versäumt ein entspre-
chendes Gesetz zu schaffen. Die analoge
Anwendung des Strafvollzugsgesetzes auf
den Bereich des Jugendstrafvollzuges ver-
biete sich.
Mit Beschluss vom 01. Juli 2004 verwarf
das Oberlandesgericht Hamm den Antrag.
Soweit sich der Widerspruch gegen ver-
hängte Disziplinarmaßnahmen gewandt
habe, sei er zu Recht als unzulässig ver-
worfen worden. Die Postkontrolle sah das
Gericht als gerechtfertigt an. Insbesonde-
re werde das durch Art. 10 Abs. 2 Grund-

gesetz geschützte Brief- und Postgeheim-
nis nicht verletzt.
Zwar sei streitig, ob das Jugendgerichtsge-
setz und die Verwaltungsvorschriften zum
Jugendstrafvollzug als gesetzliche Grund-
lage ausreichten, doch bislang hätten die
Oberlandesgerichte zur Vermeidung eines
Rechtsvakuums für eine Übergangszeit
die analoge Heranziehung des Strafvoll-

zugsgesetzes für Beschränkungen im Voll-
zug der Jugendstrafe für zulässig erklärt.
Der in § 29 StVollzG enthaltene, durch Nr.
24 VVJug konkretisierte und mit dem Er-
ziehungsgedanken vereinbare Rechtsge-
danke stelle demnach eine ausreichende
Grundlage für die Postkontrolle dar. Die
Überwachung des Briefverkehrs sei Aus-
fluss der Regelung des § 91 Jugendge-
richtsgesetz (JGG), der als Aufgabe des Ju-
gendstrafvollzuges die Erziehung des Ver-
urteilten zu einem künftig rechtschaffe-
nen und verantwortungsbewussten Le-
benswandel bestimme. Auf andere Weise
als durch Kenntnisnahme des Briefver-
kehrs seien die benötigten Erkenntnisse
über das soziale Umfeld des Gefangenen
nicht zu gewinnen. 
In dem zweiten Rechtsstreit war der Be-
schwerdeführer im Mai 2004 mit einer
Disziplinarmaßnahme belegt worden, weil
er an einer tätlichen Auseinandersetzung
mit Mitgefangenen beteiligt war. Nach er-
folglosem Widerspruchsverfahren stellte
der Beschwerdeführer Antrag auf gericht-
liche Entscheidung und stützte seinen An-
trag wiederum auf das Fehlen einer ausrei-
chenden gesetzlichen Grundlage. Mit Be-
schluss vom 02. November 2004 wurde
der Antrag unter Verweis auf den Be-
schluss vom 01. Juli 2004 verworfen.

Die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes
Bereits seit dem 14. März 1972 ist geklärt,
dass auch Eingriffe in die Grundrechte von
Strafgefangenen nur auf der Basis einer
entsprechenden gesetzlichen Ermächti-
gung erfolgen dürfen. Mit der Ermächti-
gung müssen die Eingriffsvoraussetzun-
gen hinreichend bestimmt festgelegt wer-
den. Es war für das Gericht nicht ersicht-
lich, weshalb für den Bereich des Jugend-
strafvollzuges etwas anderes gelten sollte.
Jugendstrafgefangene seien Grund-
rechtsträger wie andere Gefangene auch.
Ausreichende gesetzliche Eingriffsgrund-
lagen fehlen bislang für beinahe den ge-
samten Bereich des Jugendstrafvollzuges.
Im Jugendgerichtsgesetz und im Strafvoll-
zugsgesetz finden sich einige wenige Ein-
zelvorschriften für den Jugendstrafvoll-
zug. Die Voraussetzungen für eine analoge
Anwendung des den Erwachsenenvollzug
regelnden Strafvollzugsgesetzes liegen
nach Einschätzung des 2. Senats des Ver-
fassungsgerichts nicht vor.
So seien die Ausgangsbedingungen und
Folgen strafrechtlicher Sanktionen bei Ju-
gendlichen und Erwachsenen deutlich
unterschiedlich. Jugendliche befänden
sich biologisch, psychisch und sozial in ei-
nem Stadium des Übergangs. Die noch
nicht abgeschlossene Entwicklung führe
zu Spannungen, Unsicherheiten und An-
passungsschwierigkeiten. So befinde sich
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Die Richter des 2. Senats machten dem Gesetz-
geber konkrete Auflagen für die Gestaltung des
Jugendstrafvollzugsrechts.

der Jugendliche in einer Entwicklungs-
phase, in der er nicht alleine für sich selbst
verantwortlich sei, sondern noch andere
für seinen Reifungsprozess verantwortlich
seien.
Die Richter entschieden, dass ein der
Achtung der Menschenwürde und dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
staatlichen Strafens verpflichteter
Strafvollzug diese Besonderheiten be-
rücksichtigen müsse. Dies gelte nicht
nur für Jugendliche, sondern bei einem
noch jugendlichen Entwicklungsstand
größtenteils auch für Heranwachsende.
Im Rahmen der Entscheidung hat sich das
Gericht mit den Bereichen gefasst, in de-
nen es Bedarf für vom Erwachsenenvoll-
zug abweichende Regelung sieht. Die phy-
sischen und psychischen Besonderheiten

des Jugendalters müssten zu speziellen
Regelungen hinsichtlich der Besuchskon-
takte, der körperlichen Bewegung und der
Art der Sanktionierung von Pflichtverstö-
ßen innerhalb des Vollzuges führen. So
müssten die Besuchsmöglichkeiten für fa-
miliäre Kontakte um ein Mehrfaches über
denen des Erwachsenenvollzuges liegen.
Der Vollzug müsse Raum für soziales Ler-
nen bieten, der Rechtsschutz sei so auszu-
gestalten, dass die Jugendlichen nicht al-
lein auf die schriftliche Kommunikation
angewiesen seien.
Gesetzlich zu kodifizieren sei die Aus-
richtung auf das Ziel der sozialen Inte-
gration. Dabei habe der Gesetzgeber ein
wirksames Wiedereingliederungskonzept
zu entwickeln und den Strafvollzug darauf
aufzubauen. Für die konkrete Gestaltung
dieser Konzeption stehe dem Gesetzgeber
ein weiter Beurteilungsspielraum zu. Al-
lerdings müssten die allgemein als erfolgs-
notwendig anerkannten Vollzugsbedin-
gungen wie Ausstattung mit den erforder-
lichen personellen und finanziellen Mit-
teln kontinuierlich gesichert sein. Speziell
Bildungs- und Ausbildungsmöglichkei-
ten, geeignete Formen der Unterbringung
und Betreuung sowie angemessene Hilfen
für die Phase nach der Entlassung seien
gesetzlich zu bestimmen.
Wegen des besonderen Gewichts der
grundrechtlichen Belange sei der Ge-
setzgeber zur Beobachtung der Wirkun-
gen gesetzlicher Regelungen und gege-
benenfalls zur Nachbesserung ver-
pflichtet. Der Gesetzgeber selbst und
die mit der Ausführung der gesetzlichen

Regelungen betrauten Behörden müss-
ten in die Lage versetzt werden, aus den
Erfahrungen mit der Anwendung der Ge-
setzesvorschriften zu lernen.
Bis es soweit sei, müsse für eine begrenzte
Übergangszeit eingreifende Maßnahmen
im Jugendvollzug auch ohne gesetzliche
Grundlage hingenommen werden, weil die
Aufrechterhaltung und verfassungskon-
forme Durchführung des Jugendstrafvoll-
zuges ohne Eingriffsbefugnisse nicht mög-
lich sei. Die Übergangsfrist Ende mit Ab-
lauf des Jahres 2007.
Damit haben die Verfassungsbeschwer-
den im Ergebnis keinen Erfolg. Die Mög-
lichkeit, Pflichtverstöße zu ahnden, sei für
einen geordneten Strafvollzug unverzicht-
bar. Auch die Postkontrolle sei gerechtfer-
tigt, um Gefahren für einen geordneten
Vollzug (Fluchtplanungen, Vorbereitung
von Straftaten) vorzubeugen.

Die Bewertungen

Helmut Knöner, Richter am Amtsgericht Her-
ford, ist stolz auf die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zum Jugendstrafvollzug.
„Mit dem Urteil hat eine Entwicklung ihren vor-
läufigen Abschluss gefunden, an der ich Anteil
haben durfte!“

Mit besonderer Genugtuung hat Helmut
Knöner, Richter am Amtsgericht Herford,
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts
aufgenommen, schließlich hatte er ver-
schiedentlich mit entsprechenden Vorla-
gebeschlüssen den Versuch unternom-
men, das Bundesverfassungsgericht zu ei-
ner Entscheidung, wie sie jetzt gefallen ist,
zu veranlassen. Und auch bei den jetzt ent-
schiedenen Verfassungsbeschwerden
dürfte er beratend beteiligt gewesen sein.
„Das Ziel eines eigenständigen Jugend-
strafvollzugsgesetzes ist mir deshalb so
wichtig, weil ich als Vollstreckungsleiter
darum weiß, welche Verbesserungen mit
einem solchen Gesetz konkret bewirkt
werden könnten. So könnte beispielsweise
ein bestimmter Vollzugsstandard verbind-
lich vorgegeben werden, der die personel-
len und sächlichen Ressourcen des Voll-
zuges dort konzentriert, wo die größte Aus-
sicht auf gesellschaftlichen Mehrwert be-
steht, nämlich im Jugendstrafvollzug“,
kommentierte Knöner das Urteil des Bun-

BSBD-Chef Klaus Jäkel zeigte sich erfreut über
die Entscheidung aus Karlsruhe: „Wir erwarten
jetzt, dass die Politik die richtigen Schlüsse aus
dem Urteil zieht und nicht in Kleinstaaterei
versinkt, die zu nichts führt, außer dass sie dem
Steuerzahler teuer zu stehen käme.“

desverfassungsgerichtes. Auch Klaus Jä-
kel begrüßte die Entscheidung für die
Fachgewerkschaft der Strafvollzugsbe-
diensteten. Es sei endlich an der Zeit, den
Jugendstrafvollzug auf eine gesicherte
rechtliche Grundlage zu stellen. „Dreißig
Jahre zur Vorbereitung eines Gesetzes
sind deutlich zu lang. Die Fristsetzung des
Verfassungsgerichtes setzt die Politik jetzt
unter den wünschenswerten Handlungs-
zwang“, meinte der Gewerkschafter und
forderte zugleich den Bundesgesetzgeber
auf, möglichst kurzfristig gesetzgeberisch
initiativ zu werden.

Die politischen 
Konsequenzen
Bereits wenige Tage nach dem Urteil des
Verfassungsgerichts legte Bundesjustiz-
ministerin Brigitte Zypries den Entwurf
eines Jugendstrafvollzugsgesetzes vor.
Hierbei handelt es sich um jenen Entwurf,
der bereits 2004 den Bundesländern zur
Stellungnahme zugeleitet worden war und
bei dem das Gesetzgebungsverfahren we-
gen des Grundsatzes der Diskontinuität
wegen der verkürzten Legislaturperiode
des 15. Deutschen Bundestages nicht
mehr zum Abschluss gebracht werden
konnte. Von daher sind die Regelungsab-
sichten der Bundesregierung bekannt. In-
teressant war die Vorlage allerdings allein
deshalb, weil sie zu einer Zeit erfolgt, in der
sich Bundesregierung und Bundesländer
einig zu sein scheinen, die Gesetzgebungs-
kompetenz für den Strafvollzug auf die
Länder zu übertragen. 
Es war daher auch nicht verwunderlich,
dass praktisch zeitgleich ein Alternativ-
Entwurf der Bundesländer Baden-Würt-
temberg und Bayern das Licht der Welt er-
blickte. Begleitet wurde der Entwurf von
einer politischen Rhetorik, die Einzug hal-
ten würde, ginge die Gesetzgebungskom-
petenz an die Länder. So stellen die Justiz-
minister Prof. Dr. Ulrich Goll (Baden-
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Bundesjustizminis-
terin Brigitte Zy-
pries hält an dem
bisherigen Entwurf
eines Jugendstraf-
vollzugsgesetzes
fest. 
Diesen Vorgang
begrüßt der BSBD
außerordentlich,
weil damit die
Chance eröffnet
wird, eine bundes-

einheitliche Regelung durchzusetzen.

Justizministerin Dr.
Beate Merk (CSU)
setzt bei ihrem Ge-
setzentwurf ver-
stärkt auf die
Schutz der Allge-
meinheit vor wei-
teren Straftaten.

Prof. Dr. Ulrich
Goll (FDP), Justiz-
minister Baden-
Württemberg,
setzt ebenfalls auf
eigene Gesetzge-
bungskompetenz
und will den
Grundsatz des För-
derns und Forderns
verwirklichen.

Württemberg) und Dr. Beate Merk (Bay-
ern) den Grundsatz des Förderns und For-
derns in den Mittelpunkt ihrer Überlegun-
gen, während Frau Merk den Entwurf von
Bundesjustizministerin Brigitte Zypries
als Ausdruck einer nicht akzeptablen „Ku-
schelpädagogik“ wertete.
Baden-Württemberg und Bayern waren so
schnell mit einem Alternativ-Entwurf bei
der Hand, weil sie mit besonderem Nach-
druck für eine Übertragung der Gesetzge-
bungskompetenz auf die Bundesländer
eintreten. Sie begründen dieses Anliegen
damit, dass sie mehr von der Materie ver-
stünden, weil sie Strafvollzug konkret ge-
stalteten, während der Bund über gar kei-
ne Vollzugseinrichtungen verfüge.
Alle negativen Befürchtungen, die die
Wissenschaft, die Fachöffentlichkeit
und die Praxis gegen die „Kleinstaate-
rei“ im Bereich des Strafvollzuges be-
reits artikuliert haben, werden mit den
Vorstellungen der beiden Bundesländer
bestätigt. Im Zuge des Zusammenwach-
sens eines vereinten Europa ist eine Ver-
einheitlichung des Strafvollzugsrechts
auf europäischer Ebene notwendig und
nicht die Zerschlagung des Bundes-
rechts in sechzehn Landesstrafvoll-
zugsgesetze. Eine Einigung auf Bundes-
ebene muss möglich sein, wenn man
ideologische Vorstellungen außen vor
lässt und die Umsetzung der Hinweise
des Bundesverfassungsgerichts in das
Zentrum der Gesetzgebungsbemühun-
gen stellt. Der BSBD jedenfalls wird alle
gewerkschaftlichen Möglichkeiten nut-
zen, den Bereich des Jugendstrafvollzu-
ges nicht zum Einfallstor für die Verla-
gerung der Gesetzgebungskompetenz
werden zu lassen.

Heute schon
gelacht?
Parkende Autos
Richter zum Angeklagten: „Warum
brechen sie immer wieder parken-
de Autos auf?“ „Weil mir die fah-
renden viel zu schnell sind!“ 

Verhältnisse
Richter: „Warum haben Sie den
Kläger auf offener Straße verprü-
gelt?“ Angeklagter: „Meine Verhält-
nisse erlauben es mir nicht, dafür
auch noch extra eine Sporthalle zu
mieten!“ 

Schweinehund
Richter: „Sie haben also gesagt, der
Kläger sei ein Schweinehund!
Stimmt das?“ Beklagter: „Aller-
dings ist er das, aber gesagt habe
ich es nicht!“ 

Wie ein Dieb
Sie knackten also den Safe, raub-
ten neben den fünfzigtausend Euro
auch sämtliche darin befindliche
Wertpapiere und den Schmuck.
Und was taten Sie dann?“ − „Ich
schlich mich fort, Herr Richter, lei-
se und vorsichtig, wie ein Dieb.“ 

Auf ein Wort von Wilhelm Bokermann

K(r)ampf gegen die Abschiebungshaft
Erklärter Abschiebungshaftgegner erhält „Aachener Friedenspreis 2006“

Die Auszeichnung im 
Spiegel der Medien
Einen Tag später − am 9. Mai 2006 − nahm
sich vereinzelt die Presse dieses Ereignis-
ses an. Dem Evangelischen Pressedienst
(epd) wusste der Vorsitzende des Bürener

Vereins, der (selbsternannte − Anm. d.
Verf.) Flüchtlingsberater Frank Gockel,
laut Kölner Stadt-Anzeiger u. a. zu berich-
ten, „dass viele Ausländer auf Grund feh-
lerhafter Haftanträge eingesperrt würden“
und, „dass der Verein zudem in der Öf-
fentlichkeit Anfeindungen und Unver-
ständnis ausgesetzt sei“. Ein „dickes“

Lob erhielt der Bürener
Verein auch vom Flücht-
lingsrat NRW. Diese Na-
mensgebung suggeriert
quasi „amtlichen“ Charak-
ter. Beim Flüchtlingsrat
NRW handelt es sich aller-
dings um keine Einrich-
tung öffentlichen Rechts,
sondern um einen ganz
„gewöhnlichen“ Verein, für
den Frank Gockel in den

Jahren 2003 bis 2004 als Referent tätig
war.
Auch die regionale Politik und die Kirchen
nutzten die Chance, sich zur beabsichtig-
ten Auszeichnung des Vereins zu äußern.
Die „grüne“ Landtagsabgeordnete Sigrid
Beer bewertete die Auszeichnung als eine
Honorierung für „ein langjähriges, be-

Am 8. Mai 2006 wusste der Westdeutsche Rundfunk (WDR) zu berichten, dass der „Aache-
ner Friedenspreis 2006“ - nicht zu verwechseln mit dem „Karls-Preis“ der Stadt Aachen −
an den Verein „Hilfe für Menschen in Abschiebehaft Büren“ gegangen sei. Mit dieser

Auszeichnung solle der beharrliche und (leider nicht immer − Anm. d. Verf.) friedliche Kampf
des Bürener Vereins gegen die Abschiebehaft und sein Einsatz für inhaftierte Flüchtlinge ge-
würdigt werden. Seit 1994, dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme der JVA Büren, habe der Verein,
so heißt es weiter, rund 10.000 Häftlinge betreut und deren Interessen gegenüber der Anstalts-
leitung (sic!) vertreten. „Wir wollen mit dieser Auszeichnung das Augenmerk der Öffentlichkeit
auf die menschenunwürdige Praxis der Abschiebehaft lenken“, wird der Vorsitzende des Ver-
eins „Aachener Friedenspreis“ vom WDR u. a. zitiert. Auch wusste er laut WDR zu berichten,
dass zur Zeit eine Strafanzeige gegen die Anstalt in Büren wegen unzureichender medizinischer
Versorgung vorbereitet werde. Der Preis ist mit 1.000 Euro dotiert und wird am 1. September,
dem Antikriegstag, für „Verdienste um Frieden und Verständigung“ verliehen.
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harrliches Engagement gegen Ausgren-
zung und für mehr Gerechtigkeit für alle
Menschen in der Gesellschaft“. Dies ist ei-
ne bemerkenswerte Feststellung, wenn
man bedenkt, dass Bündnis 90/Die Grü-
nen über einen langen Zeitraum sowohl
an der Regierungsverantwortung in NRW
als auch in Berlin beteiligt waren, somit
Politik gestalten konnten und folglich für
die rechtlichen Grundlagen der Abschie-
bungshaft unmittelbar mitverantwortlich
sind. Die Neue Westfälische wusste zu be-
richten, dass die Superintendentin des
evangelischen Kirchenkreises Paderborn,
Anke Schröder, die in Aussicht genomme-
ne Verleihung des Preises als eine „groß-
artige Auszeichnung“ bewertet habe. Da
wollte das Paderborner Generalvikariat
offenbar nicht nachstehen und ließ u. a.
verlauten, dass „wir uns Gedanken über
die Formen menschenwürdigen Zusam-
menlebens machen müssen“. Und auch
CDU-Landrat Manfred Müller attestierte
dem Bürener Verein, dass er „sich für
Menschen einsetze, die sonst vielleicht
nicht so eine Lobby haben“. 

Die „große“
Politik schweigt
In Anbetracht der massiven öffentlichen
Kritik an dem Institut „Abschiebungs-
haft“, gleichzeitig aber auch mehr oder
weniger an den Beschäftigten der JVA Bü-
ren, haben sowohl die Mitarbeiter dieser
Vollzugseinrichtung als auch viele Bürger
auf ein klärendes Wort der Landesregie-
rung gewartet. Schließlich ist es erklär-
tes Ziel des Bürener Vereins, Abschie-
behaft als Mittel der Beendigung des il-
legalen Aufenthaltes in der Bundesre-
publik bedingungslos abzuschaffen.
Die „große“ Politik indes schweigt sich be-
harrlich aus. Scheut sie die politische
Auseinandersetzung mit jenen Kräften,
die sich als „Einwanderungsaktivisten“
manchmal ziemlich „wild“ gebärden und
z. B. die Abschiebungsregelungen des seit
2005 wirksamen Aufenthaltsgesetzes so-
wie jene der beiden vorausgegangenen
Ausländergesetze von 1965 und 1990 als
für sie nicht hinnehmbare und inakzepta-
ble staatliche Zwangsmaßnahmen ab-

Vorwürfen hautnah konfrontiert und hal-
ten für die Durchsetzung des geltenden
Aufenthaltsrechts im Bereich der Ab-
schiebehaft den „Kopf hin“.

Unbequeme Wahrheiten
Im Rahmen der Wahrnehmung des Voll-
zuges der Abschiebungshaft gemäß § 62
Aufenthaltsgesetz haben es die Vollzugs-
bediensteten der JVA Büren, ob staatliche
Bedienstete oder private Hilfskräfte, fast
ausschließlich mit Menschen zu tun, de-
nen beispielsweise unsere Sprache in der
Regel fremd und unsere Kultur nicht ver-
traut ist. Diese Menschen wollen in der
Mehrzahl als so genannte Wirtschafts-
flüchtlinge vom vermeintlichen deut-
schen Wohlstand profitieren. Dass bei
bundesweit circa 4,6 Mio. offiziellen, rund
1,6 Mio. verdeckten Arbeitslosen, bei zu-
mindest sieben vom Staatsbankrott be-
drohten Bundesländern und einem auf
den Zusammenbruch zutreibenden Netz
der sozialen Sicherung in Deutschland
nichts mehr zu verteilen ist, hat sich bis in
die Herkunftsländer der Flüchtlinge au-
genscheinlich noch nicht herumgespro-
chen. 
Die nordrhein-westfälischen Verhältnis-
se stellen sich nicht weniger dramatisch
dar. Mehr als 1 Mio. Arbeitslose, mehr als
2 Mio. Ausländer mit fremdem Reisepass,
eine besorgniserregend hohe Zahl von
Ausländern ohne Aufenthaltserlaubnis
und eine Staatsverschuldung von inzwi-
schen über 112 Mrd. Euro zerren an der
Leistungsfähigkeit des Landes. Die Ver-
schuldung entspricht dem Volumen von
mehr(!) als zwei Jahreshaushalten, was
im Klartext bedeutet, dass schnell wirt-
schaftliches Wachstum benötigt wird, um
in Nordrhein-Westfalen − dem Herzstück
der Republik − den auf den Staatsbank-
rott zu rasenden Zug noch zu stoppen.
Das Land ist jetzt schon mit der finanziel-
len Absicherung seiner Bürgerinnen und
Bürger überfordert. Um für „Wirtschafts-
flüchtlinge“ ein Leben am Existenzmini-
mum zu gewährleisten, fehlt es schlicht
und einfach an den finanziellen Möglich-
keiten. Außerdem ist es rational kaum
nachvollziehbar, die Probleme von Ent-
wicklungsländern in einem Hochpreis-
land wie Deutschland lösen zu wollen.
Diese für unser Land und dessen Bürge-
rinnen und Bürger bestürzende Entwick-
lung sollte allen Warnung und Mahnung
sein. Werden die politischen Weichen jetzt
nicht richtig gestellt, dann stellen wir ei-
nen Wechsel auf die Zukunft aus, den die
Kinder und Enkelkinder der jetzt Verant-
wortung tragenden Generation kaum je-
mals einlösen können.
Im Jahr 2005 wurden über die JVA Büren
monatlich etwa 145 Ausländer abgescho-
ben. In den Jahren 2001 bis 2003 lag die
Zahl der Abschiebungen etwas höher. In
der Vollzugseinrichtung sind mehrheit-
lich solche Ausländer untergebracht, bei
denen die Gefahr besteht, dass sie sich
der Abschiebung zu entziehen versuchen.

tun? Nicht ganz abwegig erscheint des-
halb der Gedanke, dass die in der landes-
politischen Verantwortung Stehenden
den durch die Medienlandschaft erweck-
ten Eindruck, bei dem „Aachener Frie-
denspreis“ handele es sich um ein beson-
deres gesellschaftspolitisches Ereignis,
durch Schweigen „aussitzen“ wollen. 

Um die Bedeutung des Preises rich-
tig einordnen zu können, lohnt
sich ein Blick in die freie Enzyklo-
pädie Wikipedia: „Obwohl der Aache-
ner Friedenspreis nur von einer gerin-
gen Zahl gesellschaftlich unbedeuten-
der Einzelpersonen vergeben wird
und lediglich mit 1000 Euro dotiert ist,
erfährt er Aufmerksamkeit in überre-
gionalen Medien. Andere Preise mit
ähnlich geringer Bedeutung der ver-
leihenden Personen und Organisatio-
nen und geringer Preishöhe, von de-
nen es alleine in Deutschland mehrere
Tausend gibt, erfahren keine Erwäh-
nung in überregionalen Medien.
Durch die Erwähnung in den Massen-
medien wird den Medienkonsumen-
ten der Eindruck vermittelt, es hande-
le sich bei dem Aachener Friedens-
preis um eine gesellschaftlich wichti-
ge Einrichtung. Dazu trägt auch der
Name des Preises bei, der Assoziatio-
nen zum Aachener Karls-Preis und
zum Friedenspreis des Deutschen
Buchhandels hervorruft.“

Gleichwohl scheint die Landesregierung
die Aktionen der „Flüchtlingsaktivisten“
zu beobachten. Als Indiz hierfür mag gel-
ten, dass die finanzielle Unterstützung
des Flüchtlingsrates NRW e.V. aus öffent-
lichen Mitteln deutlich zurückgenommen
wird. Im Haushalt 2006 ist der Zuschuss
bei Einzelplan 03 in Höhe von 180.000
Euro für die Landesgeschäftsstelle des
Flüchtlingsrates NRW e.V. vollständig ge-
strichen worden. 
Was auch immer für das Schweigen der
Politik ursächlich sein mag: Die Beschäf-
tigten der JVA Büren dürfen als zwangs-
läufig Mitwirkende an einer nach Ein-
schätzung der „Flüchtlingsaktivisten“
„immer rigoroseren und unmenschlicher
werdenden Abschiebepolitik“ ein klären-
des Wort zur Lagebewertung durch die
nordrhein-westfälische Landesregierung
erwarten! Schließlich sind sie mit diesen
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Nicht alle sind in strafrechtlicher Hinsicht
unbeschriebene Blätter. Mit rund 12,5
v.H. ist die Kriminalitätsbelastung als
deutlich erhöht anzusehen. Die Bege-
hung von Straftaten in NRW oder andern-
orts wird von den „Einwanderungsakti-
visten“ und anderen „Gutmenschen“ nur
zu gern ignoriert. Die Dunkelziffer der Be-
gehung von Straftaten wird von Kennern
der Materie auf das dreifache der festge-
stellten Kriminalitätsbelastung ge-
schätzt, wobei sie einen besonderen
Schwerpunkt bei der Drogen- und Be-
schaffungskriminalität ausgemacht ha-
ben. Gleichwohl werden monatlich circa
40 Ausländer aus der Abschiebehaftein-
richtung in Büren entlassen.

Hilfeleistungen 
sind selbstverständlich
Natürlich gibt es auch Härtefälle, insbe-
sondere dann, wenn Familien von der
Ausweisung und anschließender Ab-
schiebung betroffen sind. Dabei ist es
selbstverständlich, dass jede nur mögli-
che Hilfe und Unterstützung zur Rege-
lung persönlicher Angelegenheiten geleis-
tet wird. Die Betreuung der zur Abschie-
bung anstehenden Ausländer bedeutet
eine besondere Herausforderung für alle
in der JVA Büren tätigen Kräfte, die eh-
renamtlichen Mitarbeiter der Zeugen Je-
hovas, der Baptisten, der anglikanischen
Kirche, der Organisation „Scheideweg“
oder des Vereins „Hilfe für Menschen in
Abschiebehaft Büren“ eingeschlossen. 
Besonders den hauptamtlichen Mitarbei-
tern der JVA Büren ist es ein bedeutsames
Anliegen, die unzweifelhaft bestehenden
Belastungen so gering wie nur irgend
möglich zu halten und die Würde der un-
tergebrachten Menschen in besonderer
Weise zu achten. Um strukturierte Tages-
abläufe zu gewährleisten, sind die Frei-
zeitaktivitäten und Beschäftigungsmög-
lichkeiten deutlich ausgeweitet worden.
Die Besuchszeiten werden trotz der damit
verbundenen personellen Belastung
großzügig gehandhabt. Diese Bemühun-
gen werden zunehmend auch durch die

veröffentliche Meinung anerkannt. So ti-
telte das auflagenstarke links-liberale ös-
terreichische Journal Der Standard nach
einer Besichtigung der Bürener Vollzugs-
anstalt in seiner Online-Ausgabe vom 22.
Dezember 2005 unter Anspielung auf die
dort angetroffenen Verhältnisse − und im
Vergleich mit der österreichischen
Schubhaft: „Fitte Gefangene streiken sel-
tener“. 
Bereits im Dezember 2000 hatte der CPT-
Ausschuss (sog. „Antifolter-Ausschuss“ -
Anm. d. Verf.) des Europa-Rates die Büre-
ner Abschiebehafteinrichtung etwa eine
Woche lang überprüft und der Anstalt
und ihren Mitarbeitern eine vorbildliche
Aufgabenerledigung bescheinigt. Die Not-
wendigkeit des Instituts „Abschiebungs-
haft“ war bei den europäischen Parlamen-
tariern übrigens unbestritten, wobei sie
die deutsche Regelung als vorbildlich und
beispielgebend für die Mitgliedsstaaten
bezeichneten.

Schwindet das Protest-
potential gegen 
die Abschiebungshaft?
All das darf nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass die radikalen Abschiebungs-
haftgegner und sonstigen vermeintlichen
„Gutmenschen“ sich in der Vergangenheit
teilweise mit mehr als 1.000 Personen zu
den seit 1994 ins Leben gerufenen De-
monstrationen zusammengefunden ha-
ben und es dabei auch zu Gewalttätigkei-
ten gekommen ist, so dass die Bürener
Vollzugsanstalt intensiven Polizeischutz
benötigte. Die zuletzt am 3. Oktober 2004
durchgeführte Demonstration − ohne
„Randale“ − war durch ein regionales
Bündnis von sog. antirassistischen, anti-
faschistischen und internationalisti-
schen Gruppen organisiert worden. Etwa
500 Teilnehmer, darunter viele Asylbe-
werber, waren noch einmal zusammenge-
kommen. Die Demo stand unter dem Mot-
to: „Abschiebeknast und Billiglohnfabrik −
Gegen Abschiebemaschinerie und kapita-
listische Verwertungslogik“. Der Sprecher

des Bürener Vereins fügte erklärend hin-
zu: „Wir wenden uns jedoch auch gegen
die Institution Abschiebeknast, die ein
Symbol für die Unmenschlichkeit und Bru-
talität bundesdeutscher Abschiebepolitik
ist“. Deutlicher kann eine Kampfansage
gegen den durch die Politik artikulierten
Mehrheitswillen nicht sein. Seit 2004
fand, offensichtlich wegen zu geringen In-
teresses, keine Demonstration mehr
statt. Klassenkampfretorik allein reicht
wohl nicht mehr aus, um auf Dauer Pro-
testpotential zu mobilisieren. 
Der Verfassungsschutz NRW hat die „Ar-
beit“ dieser Gruppierungen in seinem
Jahresbericht 2004 wie folgt beurteilt:
„Antirassistische Gruppen bekämpfen die
− aus ihrer Sicht -rassistischen Strukturen
des kapitalistischen bürgerlichen Staates
und wollen die sogenannten Profiteure des
Systems durch öffentlichkeitswirksame
und teilweise militante Aktionen bestra-
fen“.
In dieser Szene scheint sich der Vorsitzen-
de des Vereins „Hilfe für Menschen in Ab-
schiebehaft Büren“, Franz Gockel, auszu-
kennen, arbeitet er doch bereits seit zehn
Jahren im „Einwanderungsgeschäft“. Die
Junge Freiheit berichtet dazu in ihrer Aus-
gabe vom 12. Mai 2006: „Für Frank Gockel
gehört Gewalt offensichtlich zum politi-
schen Geschäft“. 
Die in Berlin verlegte Wochen-Zeitung
verweist dabei auf seine Teilnahme an ei-
ner von Gewaltbereitschaft gekennzeich-
neten Demo in Gütersloh am 25. März
2006 sowie die von ihm im Namen des
BDP-Infoladens Paderborn organisierte
„Antifa“-Versammlung am 20. April 2006
in Büren-Wevelsburg. 
Der Schritt vom Kampf mit Worten bis hin
zur Gewalttätigkeit ist klein. Alle Akteure
sollten deshalb im Interesse der Sache für
ihre Überzeugungen ausschließlich mit
dem Mittel des Arguments streiten und
kämpfen.
Sonst darf es den Flüchtlingsberater
Frank Gockel doch kaum überraschen,
wenn der Verein „Hilfe für Menschen in Ab-
schiebehaft Büren“ in der Öffentlichkeit
Anfeindungen und Unverständnis ausge-
setzt ist, wie er selbst beobachtet hat. Lei-
der werden in solche Bewertungen auch
jene ehrenamtlich tätigen Kräfte des
Vereins und andere(!) einbezogen, die
vor Ort, also in der JVA Büren, einen an-
erkennenswerten sozialen Dienst an
und für die in ihre Heimatländer zu-
rückzuführenden Menschen erbringen.

Konfrontation von 
Demonstranten und Polizeikräften.
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Justizministerin besucht Justizvollzugsschule NRW

Anfang März besuchte Justizministerin Roswitha Müller-Piepenkötter (CDU)
die Justizvollzugsschule NRW − Josef-Neuberger-Haus − in Wuppertal, um
sich einen ersten Eindruck von der Ausbildung der Nachwuchskräfte für

den nordrhein-westfälischen Strafvollzug zu verschaffen. Begleitet von Klaus
Gröner und Dr. Mathias Röhl (beide JM NRW) sowie Michael Thewalt und Joa-
chim Güttler (beide LJVAmt NRW) interessierte sich die Ministerin für die kon-
krete Ausgestaltung der theoretischen Ausbildung an der Schule. Neben einem
intensiven Meinungsaustausch mit Schulleiter Frank Fraikin hatten die Klassen-
sprecherinnen und Klassensprecher ausgiebig Gelegenheit, sich mit ihren spezi-
fischen Anliegen an die Ministerin zu wenden. Die Diskussionen mit der Chefin
der NRW-Justiz fanden in angenehmer, entspannter Atmosphäre statt. 

Die Informationen zum Schulbetrieb so-
wie die Wünsche und Anregungen der
Nachwuchsbeamten nahm die Ministerin
interessiert entgegen. Sie stellte klar, dass
es künftig keine Abstriche an der Qualität
der Ausbildung der Anwärterinnen und
Anwärter geben werde. Der nordrhein-
westfälische Strafvollzug sei auf einen gut
ausgebildeten Nachwuchs angewiesen,
wenn er seine zwischenzeitlich erreichten
vollzuglichen Qualitätsstandards halten
wolle.
Beeindruckt zeigte sich Justizministerin
Roswitha Müller-Piepenkötter von der
ich von ihrer Teilnahme an einem Unter-
richt in Fach „Berufspädagogik“. Im weite-
ren Verlauf Ihres Besuches konnte sie den
Demonstrationen in Eingriffs- und Siche-
rungstechniken beiwohnen, den für
Übungsschießen verwendeten SAM-Trai-
ner kennen lernen und am Unterricht der
mit besonderer IT-Technik ausgestatteten
„Zubilis-Klasse“ teilnehmen.
Einen breiten Raum nahm das Gespräch
mit der örtlichen Personalvertretung ein.
Seitens der Personalvertreter wurden die
auf Ortsebene drängenden Probleme the-
matisiert. Im Einzelnen wurden durch die
Personalvertretung folgende Themen an-
gesprochen:

● Ausschreibung der Stelle für den stän-
digen Vertreter des Schulleiters,

● Wegfall der Lehrzulage bei den an der
Justizvollzugsschule NRW hauptamt-
lich tätigen Oberlehrern,

● Anwärterzahlen 2007 und damit Um-
fang der Auslastung der Vollzugsschu-
le,

● Weitergewährung des Anwärtersonder-
zuschlages für die vollzuglichen Nach-
wuchskräfte,

● Möglichkeiten der Beschäftigung von
schwerbehinderten Bediensteten an
der Justizvollzugsschule NRW,

● Fortbestand der Justizvollzugsschule
NRW.

Die Ministerin hatte ein offenes Ohr für die
vorgetragenen Anliegen, zeigte sich aufge-
schlossen und äußerte im Hinblick auf die
Fortgewährung des Anwärtersonderzu-
schlages, dass sie dem Finanzminister die
Beibehaltung des Zuschlages empfehlen
werde. Im Übrigen sagte sie eine Prüfung
der angesprochenen Probleme zu. Zum
Abschluss des Besuches nahm die Minis-
terin am Mittagessen der Schülerinnen
und Schüler teil, das ihr ausgezeichnet
mundete.
Mit Schreiben vom 29.05.2006 äußerte
sich die Ministerin nochmals zu den vom

Personalrat angesprochenen Themen und
stellte u.a. klar: „Sie haben zutreffend aus-
geführt, dass mit einer Tätigkeit im mittle-
ren Dienst des Justizvollzugs hohe Anfor-
derungen verbunden sind. Ich bin deshalb
ebenfalls der Auffassung, dass die Gewin-
nung entsprechend qualifizierten Perso-
nals im Vordergrund stehen muss. Unter
Berücksichtigung der gegenwärtigen Ar-
beitsmarktlage dürften voraussichtlich
auch die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung des Anwärtersonderzuschlags gege-
ben sein. Die Justizvollzugsschule hat die
wichtige Aufgabe der Ausbildung der An-
wärter des mittleren Dienstes in der Ver-
gangenheit stets gut erfüllt und sich da-
durch Anerkennung erworben. Dies wird
bei den anstehenden Investitionsent-
scheidung und konzeptionellen Überle-
gungen nicht unberücksichtigt bleiben.“
Auch die Frage der Lehrzulage der an der
Justizvollzugsschule NRW hauptamtlich
tätigen Oberlehrer konnte inzwischen im
Sinne der betroffenen Kolleginnen und
Kollegen einer Lösung zugeführt werden.

Justizministerin Roswitha Müller-Piepenkötter nahm sich die Zeit, drängende Probleme mit dem
Personalrat und der Schwerbehindertenvertretung zu diskutieren. Neben der Ministerin von links
im Bild: Ulf Gebl, Theo Wieczorek, Walter Holterbusch und Andreas Neumann.

Heute schon gelacht?
Holz und Metall
Nach der Untersuchung erklärt der
Arzt: „Tja, Herr Meier! Ich habe fest-
gestellt, dass bei ihnen ein Hoden
aus Holz und einer aus Metall ist“.
Herr Meier: „Das kann doch gar nicht
sein. Ich bin nie operiert worden. Au-
ßerdem habe ich zwei gesunde Kin-
der.“ Arzt: „Wie alt sind die beiden
denn?“ Herr Meier erwidert: „Na ja,
Pinocchio ist sechs und Terminator
sieben.“ 

Unfälle
Ein neuer Arbeitstag für einen Un-
fallchirurgen beginnt: „Schwester,
was für Fälle haben wir denn heute?“
„Zwei leichte! Autounfall und Selbst-
mordversuch durch Sprung aus dem
Fenster!“ „Und? Irgendwelche schwe-
ren auch dabei?“ „Ja, einer! Ein Ehe-
mann, der nicht abwaschen wollte.“ 

Sorgerechtsstreit
Der Richter fragt die Mutter: „Aus
welchem Grund sollte ich das Kind
Ihrer Obhut überlassen?“ − „Ja wis-
sen Sie, Herr Richter, ich habe das
Kind unter starken Schmerzen ge-
boren.“ Dann wendet sich der Richter
dem Vater zu und fragt: „Und aus
welchem Grund sollte ich Ihnen das
Kind überlassen?“ − „Also Herr Rich-
ter, wenn ich eine Münze in einen Co-
la-Automaten werfe, wem gehört
dann die Cola? Mir oder dem Auto-
maten?“ 
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Therapeutische Behandlung von Gewalt- 
und Sexualstraftätern im Kurzstrafenvollzug nicht erwünscht?

Die Justizvollzugsanstalt Essen plant seit einiger Zeit die Einrichtung einer
behandlungsorientierten Abteilung für Sexual- und Gewaltstraftäter. Über
die konzeptionelle Ausgestaltung eines solchen therapeutischen Angebo-

tes ist in der Vergangenheit bereits ausführlich berichtet worden. Auch wenn das
Konzept seit einigen Jahren steht, scheiterte die Umsetzung zunächst an einem
erheblichen Personalmangel in der Anstalt, später wurden die für die Einrichtung
einer solchen Abteilung zwingend erforderlichen Baumaßnahmen seitens des Mi-
nisteriums − im Übrigen landesweit − gestoppt, weil zunächst eine angemessene
Personalbemessung im allgemeinen Vollzugsdienst sowie eine sinnvolle Vertei-
lung von Behandlungsmaßnahmen auf die verschiedenen Justizvollzugsanstalten
geprüft werden sollte. Dabei ist es bislang geblieben. Unter diesem Stillstand lei-
det nicht nur die sachgerechte Behandlung dieser Delinquenten, auch die Moti-
vation der Kolleginnen und Kollegen, sich dem entwickelten Therapiekonzept
engagiert zu widmen, nimmt mit der Zeit Schaden.

In der JVA Essen steht man auf dem
Standpunkt, dass es irrig ist anzunehmen,
einschlägig zu kurzen Freiheitsstrafen
Verurteilte könne man nicht behandeln,
wie es landauf landab mit der Folge propa-
giert wird, dass im Kurzstrafenvollzug
kaum Ressourcen für therapieorientierte
Maßnahmen zur Verfügung gestellt wer-
den. Jedem Wohlmeinenden erschließt
sich die Erkenntnis, dass eine Therapie
nicht Jahre dauern muss, um erfolgreich
zu sein. Die stringente Umsetzung einer
Kurztherapie mag in manchen Fällen so-
gar wirkungsvoller sein, als eine Langzeit-
intervention, die quasi als Nebeneffekt ei-
ne Vielzahl von sekundären Krankheits-
symptomen produzieren kann. Das Glei-
che gilt für systematische und zielgerich-
tete Behandlungsmaßnahmen.

Prophylaxe 
heißt das Zauberwort!
Man sollte nicht warten, bis das Kind in
den Brunnen gefallen ist, sondern prophy-
laktisch arbeiten. Warum muss ein latent

Gewalttätiger erst mit massiven Straftaten
auffallen, bevor eine Intervention als sinn-
voll angesehen wird? Die Fälle wiederhol-
ter Gewaltdelikte, die im Rahmen von
Kurzstrafen geahndet werden, würden so-
mit nie die Möglichkeit zur tiefer gehenden
Auseinandersetzung mit der zugrunde lie-
genden Problematik eröffnen. Sollten
nicht auch diese Personen dazu befähigt
werden, ein Leben ohne Straftaten zu füh-
ren? Kann so nicht Schlimmeres verhütet
werden? Kann auf diese Weise nicht vor-
beugender Opferschutz betrieben wer-
den?
Neben den Gewalttätern weisen vor allem
die Sexualstraftäter ein hohes Maß an Be-
handlungsnotwendigkeit auf. Während
sich Gewalttäter offen in den Justizvoll-
zugsanstalten bewegen können, greift bei
Sexualstraftätern ein Verdrängungsme-
chanismus. Um nicht von Mitgefangenen
stigmatisiert zu werden, sich in die so ge-
nannte Knasthierarchie einzureihen zu
können und um die Gefahr für die eigene
körperliche Unversehrtheit zu verringern,
verleugnen Sexualstraftäter ihre Taten
vielfach vor ihren Mitgefangenen. Nicht

selten führt dies zu einer emotionalen Ver-
fremdung gegenüber dem eigenen Verhal-
ten. 
Dies wirkt sich negativ auf die Behand-
lungsmotivation aus, wenn die Zeitspanne
zwischen Inhaftierung und Behandlungs-
beginn zu groß wird. Zu Beginn der Inhaf-
tierung wirkt eine häufig bestehende Fas-
sungslosigkeit über den Umstand der In-
haftierung (vor allem bei Erstinhaftierten)
nachhaltig motivierend. Das Gesprächs-
und Auseinandersetzungsbedürfnis ist
gerade zu diesem Zeitpunkt noch sehr
hoch. Nach einigen Wochen der Inhaftie-
rung haben die Gefangenen jedoch häufig
gelernt, sich zu verstellen und die Angst
vor den Mitgefangenen überwiegt dann
vielfach die Behandlungsmotivation. Des-
halb empfiehlt es sich, den oft bestehen-
den Leidensdruck zu nutzen, um die Aus-
einandersetzung mit den Ursachen für
dieses deviante Verhalten therapeutisch
zu erhellen.
Die geplante Behandlungsabteilung soll
eine frühe Intervention ermöglichen und
der Fehlanpassung an die Haftsituation
entgegen wirken. Für den Verlauf der wei-
teren Inhaftierung käme ihr die Funktion
der Vorbereitung auf weitere Behand-
lungsmaßnahmen zu. Im Gegensatz dazu
könnte eine therapieorientierte Interventi-
on bei Gewalttätern prophylaktisch wir-
ken. Eine mögliche Anknüpfung an weiter-
führende Behandlung in Freiheit könnte
zum einen die Erprobung in der Praxis un-
terstützen und zum anderen einen stabili-
sierenden Einfluss im Umgang mit den An-
forderungen in Freiheit haben. Die Chance
der Verhinderung weiterer Gewaltstrafta-
ten würde im Gegensatz zur bislang übli-
chen Nichtbehandlung deutlich verbes-
sert werden können.

Vorurteilen
entgegen wirken
Die Justizvollzugsanstalt Essen muss im-
mer noch mit dem Vorurteil leben, hier
werde „Verwahrvollzug“ alter Prägung ins
Werk gesetzt. Ausgehend von der Vollstre-
ckungszuständigkeit lohne es praktisch
nicht, intensiver mit der nur kurzzeitig in-
haftierten Klientel konzeptionell zu arbei-
ten und Hilfestellung für ein künftig straf-
freies Leben anzubieten. Hierfür seien die
Effizienzaussichten einfach zu schlecht.
Dieses Vorurteil versucht die Einrichtung
abzustreifen und neue, zukunftsweisende
Entwicklungen in Gang zu setzen. 
Ein Anfang ist mit der Einrichtung einer
behandlungsorientierten Arbeitstherapie
gemacht worden, die sich an den ministe-
riellen Vorgaben orientiert und diese sach-
gerecht und wirksam umsetzt. Eine sach-
gerechte Fortführung dieser Entwicklung
würde die Einrichtung einer Behand-
lungsabteilung für Sexual- und Gewalt-
straftäter darstellen. Gleichzeitig würde

Die beiden Dipl.-Psychologen Lena Spille und Peter Rasche halten die Implementierung einer The-
rapie für Gewalt- und Sexualstraftäter im Kurzstrafenvollzug für notwendig und Erfolg verspre-
chend.
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Die Arbeittherapie widerlegt bereits das hier und da geäußerte Vorurteil, in der Essener Vollzugs-
einrichtung würden Straftäter nur verwahrt.

eine solche Maßnahme das behandlungs-
orientierten Profil der Anstalt deutlich
schärfen. Die der Vollstreckung von kur-
zen Freiheitsstrafen immanenten Verän-
derungschancen sind in der Vergangen-

heit nur unzureichend ausgeschöpft wor-
den. Hier will die JVA Essen gegensteuern
und im Interesse der Realisierung ihres ge-
setzlichen Auftrages Neuland betreten.

Pilotphase soll Wirksamkeit 
des Behandlungskonzeptes erweisen
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt läuft eine
Pilotphase für die Behandlung von Sexual-
und Gewaltstraftätern an. Über einen Zeit-
raum von sechs Monaten wird derzeit eine
Behandlungsmaßnahme für Sexualstraf-
täter durchgeführt, um die Umsetzbarkeit
des Konzepts für Gruppenmaßnahmen,
die strukturelle Umsetzung im Haus und
die spezifischen Besonderheiten bezüglich
der Behandlung dieser Klientel zu eruie-
ren und zu erproben. Aus zwei verschiede-
nen Elementen zusammen gesetzt, erfolgt
eine allgemeine Auseinandersetzung u.a.
mit den Themen Sexualität, Selbstbestim-
mung, Entwicklung und Gewalt und eine
deliktorientierte Auseinandersetzung mit
der spezifischen Tatdynamik der einzel-
nen Teilnehmer. Die Vorbereitungsphase
für die Behandlung von Gewaltstraftätern
ist aktuell ebenfalls angelaufen. Sie ver-
folgt ein vergleichbares Konzept, dessen
Umsetzbarkeit im Zentrum der gegenwär-

tigen Bemühungen steht. Es sollen prakti-
sche Erfahrungen gesammelt werden, um
das entwickelte Konzept zu überprüfen,
um allerdings auch Erfahrungen zu sam-
meln, welche Infrastruktur unabdingbar
ist für das Erreichen der angestrebten Ziel-
setzung. 
Wie bei allen Neuerungen so sind auch bei
diesem Projekt die zu erwartenden Anlauf-
schwierigkeiten nicht ausgeblieben. Alle
mit der Konzeption in Beziehung stehen-
den Probleme haben sich bislang als be-
herrschbar erwiesen, kritischer gestaltet
sich allerdings die Personallage. Gerade
die Implementierung eines neuen Be-
handlungsmoduls ist mit einem beträcht-
lichen Zeitaufwand verbunden. Hier ist
das Engagement der Betroffenen gefor-
dert, weil die alltäglichen Arbeitsabläufe
möglichst nicht beeinträchtigt werden sol-
len. Kreativität und Organisationsvermö-
gen halfen über diese kritische Phase hin-

weg. Festgestellt werden konnte aller-
dings, dass besonders der psychologische
Dienst der Anstalt bis an seine Leistungs-
grenze gefordert wird, um die Erprobung
des neuen Behandlungsmoduls zum Er-
folg zu führen. 
Eine Erkenntnis hat sich bereits heraus-
kristallisiert: Eine Umsetzung des neuen
Behandlungskonzeptes wird nur möglich
sein, wenn das Personal des psychologi-
schen Dienstes nicht weiter verringert
wird. Die für den Spätherbst dieses Jahres
geplante Einrichtung einer entsprechen-
den Behandlungsabteilung wäre in die-
sem Fall nicht möglich. Allen Beteiligten
sollte bewusst sein, dass eine konzeptge-
stützte Behandlung von Straftätern mit ei-
nem erhöhten Personalbedarf einherge-
hen.
Dafür wohnt solchen Behandlungsmaß-
nahmen, die ihre Wirksamkeit empirisch
nachgewiesen haben, die realistische
Chance inne, die Gesellschaft nachhaltig
vor der Begehung weiterer Straftaten zu
schützen. Diesem Umstand kommt be-
sonders im Bereich der Gewalt- und Sexu-
aldelinquenz erhöhte Bedeutung zu, weil
durch eine effektive Behandlung der beste
Opferschutz betrieben wird. Im Interesse
der Justizvollzugsanstalt Essen bleibt zu
hoffen, dass die eingeleitete positive Ent-
wicklung fortgeführt werden kann, indem
seitens der Administration das erforderli-
che Personal zur Verfügung gestellt wird. 
Lena Spille und Peter Rasche

www.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.de
Besuchen Sie uns im Internet Redaktions-
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Kleine Weisheiten
„Man kann nieman-
den überholen,
wenn man in seine
Fußstapfen tritt.“
Francois Truffaut,
06.02.1932 −
21.10.1984, frz.
Regisseur, Schau-
spieler und Produzent

❇

„Jeder Mensch
macht Fehler. Das
Kunststück liegt da-
rin, sie dann zu ma-
chen, wenn keiner
zuschaut.“
Peter Ustinov,

16.04.1921 − 28.03.2004, engl.
Schriftsteller und Schauspieler

❇

„Ein kluger Mann macht nicht alle
Fehler selbst. Er
gibt auch anderen
eine Chance.“

Winston Chur-
chill, 30.11.1874 −
24.01.1965, brit.
Politiker und No-
belpreisträger
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GlosseGlosse

Tach auch
Justus V. Anonymus

Na, auch im We-Em-Fieber? Also bei
uns inne Jot Vau A sind die Kollejen
schon seit Wochen mit merkwürdigen

Paketen unterm
Arm in die Anstalt
jekommen und
augenzwinkernd
am Pfortenbeam-

ten vorbei-
jeschli-

chen.
In

den
Büros

häuften sich die Fernseher, wobei man
durchaus einen Zusammenhang vermu-
ten kann zwischen den Paketen und der
Fernsehzunahme. Eijentlich darf man ja
während der Dienstzeit kein Fernsehn
kucken. Aber wenn man zum Beispiel
eine Jemeinschaftszelle aufmacht, un
da läuft jrade ein Spiel aufm Fernseher,

dann kann man sich ja jar nicht dajejen
wehren. Letztens beim Spiel Deutsch-
land jejen Costa Rica lief zufällig ein
Fernseher, der zufällig auf der 
Abteilungskanzel rumstand und zufällig

hab ich ab und zu janz in Jedanken ver-
loren dahin jekuckt, als zufällig der Be-
reichsleiter vorbeikam, ein ziemlich
scharfer Hund, der auch jleich sachte:
„Sie wissen doch, Herr Anonymus, Fern-
seher im Dienst...“ Dann jerade eine
brenelije Situation im deutschen Straf-
raum und der schwatte Costa Ricaner
schiebt doch tatsachlich den Ball zum
Anschlusstreffer an de Lehmann vorbei:
3:2. Junge, Junge, da wurde es uns bei-
den janz anders. Mein Bereichsleiter
konnte seine Augen jar nich mehr vom
Fernseher lassen. Zu allem Übel kam
dann auch noch de Chef und sah uns
vorm Ferseher, und wir wurden schon
janz blass umme Nase. „Na wie steht’s
denn?“ hatte jefracht, und dann hatte

sich doch jlatt dazujestellt und dat Spiel
bis zum Schluss mit anjekuckt. Immer-
hin vier zu zwei, vorne hui, hinten pfui!
Hinterher konnte er sich aber nich ver-
keifen zu sagen: „Sie wissen ja meine
Herrn, Fernsehgucken während des
Dienstes ist nicht erlaubt.“ Aber ich
glaube, er hat dabei jejrinst. 
Ein bisschen Stress hatten wir mit der
Jemeinschaft von 201. Da liejen doch
tatsächlich ein Deutscher, ein Pole und
einer aus Ecuador druff. Un jetzt kam
ausjerechnet noch ein drogenabhängi-
ger Costa Ricaner, und der einzije freie
Platz auf Jemeinschaft war ausrechnet
auf der 201. Jetz hammer erst mal einen
Fußballtest mit dem Costa Ricaner je-
macht, ob er sich vorstellen könnte, dat
seine Mannschaft auf den letzten Platz
in Gruppe A landet. Na ja, der war noch
so zujedröhnt, dat wir jesacht haben, de
kritt sowieso nix mit. Und nach dem Er-
öffnungsspiel hatten wir ihn dann inne
Be-Zelle. Na ja, zum Glück nur vorüber-
jehend. Und Jott sei Dank ist unsere Jot
Vau A bis jetzt von der Huhligäns-
schwemme verschont jeblieben. 
So jetzt muss ich aber los zum Spät-
dienst. Heute ist zum Jlück keins Spiel.
Tschökes bis demnächst. Und: Deutsch-
land wird Weltmeister.
euer Justus V. Anonymus

Die ganze Nation
im WM-Fieber

Sind Kundenbefragungen im Strafvollzug sinnvoll?

Im vergangenen Jahr führte die Justizvollzugsanstalt Essen eine Kundenbefra-
gung durch. Ziel war es, belastbare Erkenntnisse über die Kundenzufrieden-
heit zu erhalten. In der Ermittlung der Kundenzufriedenheit sehen die Initia-

toren ein wichtiges und notwendiges Element der Organisationsentwicklung. Zu-
nächst galt es, den Begriff „Kunde“ im Zusammenhang mit der Befragung eindeu-
tig zu klären. Einigung erzielte man, Personen, Unternehmen und Einrichtungen,
die direkt von der Anstalt profitieren, in drei Zielgruppen einzuteilen. Im Einzel-
nen handelte es sich um Besucher der Gefangenen, die aus privaten Gründen in
der Anstalt erscheinen (Angehörige/Freunde pp.), um Besucher, die Gefangene
aus beruflichen Gründen aufsuchen (Anwälte/Bewährungshelfer/Gutachter) und
um Vertreter von Firmen und Behörden, für die die Anstalt Dienstleistungen er-
bringt.

Peter Rasche, Anstaltspsychologe bei der JVA
Essen, und seiner Mitstreiter haben sich die
Verbesserung der Organisations- und Personal-
entwicklung auf ihre Fahnen geschrieben.

Es mussten demnach drei unterschiedli-
che Fragebögen erstellt werden, durch die
strukturelle Bedingungen und Verfah-
rensabläufe hinreichend abgefragt werden
konnten, ohne die Möglichkeit zu eröffnen,
einzelne Bedienstete der Anstalt eindeutig
identifizieren zu können.
Die Vorbereitungen der Kundenbefragung
wurden von einer Arbeitsgruppe unter Fe-
derführung des psychologischen Dienstes
durchgeführt. Die Arbeitsgruppe war in-
terdisziplinär besetzt, alle Berufsgruppen
waren vertreten. Dank der konstruktiven
Zusammenarbeit und des Sachverstandes
einer neu eingestellten Psychologin kamen
die Arbeiten gut voran. Dieser Psychologin
war es zu verdanken, dass die Daten auf
wissenschaftlichem Niveau erfasst, aus-
gewertet und interpretiert werden konn-
ten.
Dank gebührt auch jenen Bediensteten
des Hauses, die sich überaus kooperativ

zeigten. Die Kolleginnen und Kollegen der
abgefragten Bereiche erwiesen sich als
sehr hilfsbereit. Es wurde ein Vertrauens-
vorschuss gewährt, der nicht ohne weite-
res erwartet werden konnte.
Die Ergebnisse der Befragungen waren
insgesamt insoweit erfreulich, als sie z.T.
Schwachpunkte struktureller Art aufzeig-
ten, die bisher übersehen worden waren.

Mitunter konnten sie recht schnell und auf
zum Teil unkonventionelle Weise behoben
werden. Mängel baulicher Art waren vor-
her bekannt. Die Umfrageergebnisse stüt-
zen die seit längerer Zeit angestrebten, un-
umgänglich notwendigen Umbaumaß-
nahmen. Gegenüber Administration und
dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW
können die gewonnenen Erkenntnisse
durchaus als zusätzliche Argumentati-
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Die JVA Essen stand bereits vor der Schließung, wird jetzt aber weiter betrieben. Im Rahmen einer
Kundenbefragung wurde festgestellt, dass bauliche Unzuträglichkeiten die Arbeit in der Anstalt
erschweren, dass allerdings freundlicher Umgangston und berufliches Engagement für eine sach-
gerechte Aufgabenwahrnehmung wichtiger sind.

onshilfe verwendet werden. Ganz beson-
ders erfreulich war die Bewertung der
Dienstleistungsqualität durch die Kun-
den. Das freundliche und geduldige Auf-
treten der Bediensteten in den abgefragten
Bereichen erzeugte eine überaus positive
Resonanz bei den Kunden. 
Vergleichbar positiv waren die Rückmel-
dungen der Firmen und Behörden. Ände-
rungsbedarf wurde nicht angemahnt. Die
schlechte Auftragslage der Unternehmer-
betriebe ist wohl ausschließlich auf kon-
junkturelle Schwierigkeiten zurückzufüh-
ren. Zumindest wurden in diesem Bereich
keine Möglichkeiten aufgedeckt, die
durchaus unbefriedigende Situation
nachhaltig zu verbessern.
Die erfolgreiche Arbeit der „Arbeitsgruppe
Kundenbefragung“ veranlasste die Steue-
rungsgruppe der Justizvollzugsanstalt
Essen vor einiger Zeit, die Planung und
Durchführung einer Mitarbeiterbefragung
in Auftrag zu geben. Die Befragungsaktion
ist vor wenigen Wochen angelaufen. We-
gen der Komplexität der zu erfassenden
Strukturen, war es notwendig, die Befra-
gung in zwei Abschnitte zu gliedern und
zeitversetzt durchzuführen. Mit der Befra-
gung werden etwa 30.000 Daten erhoben,
die anschließend computergestützt aus-
gewertet werden müssen. Sobald die Da-
ten vorliegen, werden wir die Ergebnisse
vorstellen. Diese Befragungen, von denen
repräsentative Ergebnisse erwartet wer-
den dürfen, war nur deshalb möglich, weil
die Essener Vollzugseinrichtung derzeit
sachgerecht im Bereich des psychologi-
schen Dienstes ausgestattet ist. Wenn
jetzt darüber nachgedacht wird, den Per-
sonaleinsatz in diesem Bereich zu kürzen,

dann wird dies zwangsläufig mit einer Re-
duzierung der diagnostischen Möglichkei-
ten einhergehen. 
Wenn der Vollzug sich auf den Weg macht,
seine Wirkungen auf „Kunden“ und Kolle-
ginnen und Kollegen wissenschaftlich
fundiert zu eruieren, dann muss er auch
bereit sein, dass hierfür erforderlich Per-
sonal vorzuhalten. Eine effiziente Organi-
sations- und Personalentwicklung kann
einen wesentlichen Beitrag zur Kunden-
und Mitarbeiterzufriedenheit leisten und
nachhaltig dafür sorgen, dass die verfüg-
baren finanziellen Ressourcen des Vollzu-
ges im Interesse des Steuerzahlers ge-
schont werden. Es bleibt zu hoffen, dass
die jetzt begonnenen Arbeiten auch zu En-
de geführt werden können, und jene Kolle-
ginnen und Kollegen, die für die Auswer-
tung der Mitgliederbefragung unverzichtet
sind, nicht zuvor mit anderen dienstlichen
Aufgaben betraut werden. 
Am Rande sei vermerkt, dass die wesentli-
che Arbeit bei der Erstellung und Auswer-
tung der Fragebögen selbstverständlich
nicht während der normalen Dienstzeit ge-
leistet werden konnte. 
Besonders das hierdurch zum Ausdruck
kommende Interesse an der Arbeit und die
Begeisterung der Kolleginnen und Kolle-
gen sind es, die mich optimistisch in die
Zukunft blicken lassen. 
Mit den jetzt eingeleiteten Initiativen, die
Bedürfnisse und Wünsche der Kunden
und Mitarbeiter zu erkunden, nähren die
Hoffnung, dass der Umgang aller Beteilig-
ten miteinander und das wechselseitige
Verständnis füreinander deutlich verbes-
sert werden kann. 
Peter Rasche, JVA Essen

„Es ist ein großer
Trost, andere dort
scheitern zu sehen,
wo man selbst ge-
scheitert ist.“

William Somerset
Maugham,
05.01.1874 − 16.12.1965, engl.
Schriftsteller

❇

„Ärzte haben es am
besten von allen Be-
rufen: Ihre Erfolge
laufen herum und
ihre Misserfolge wer-
den begraben.“

Jacques Tati,
09.10.1908 −

04.11.1982, frz. Schauspieler und
Komödiant

❇

„Viele sind hartnäckig in Bezug auf
den einmal eingeschlagenen Weg, we-
nige in Bezug auf
das Ziel.“

Friedrich Nietz-
sche, 15.10.1844 −
25.08.1900, Phi-
losoph und Lyri-
ker

❇

„Ich bin nicht sicher, mit welchen Waf-
fen der dritte Weltkrieg ausgetragen

wird, aber im vier-
ten Weltkrieg wer-
den sie mit Stöcken
und Steinen kämp-
fen.“

Albert Einstein,
14.03.1879 −
18.04.1955, deut-

scher Physiker und Nobelpreisträger
❇

„Trenne dich nicht
von deinen Illusio-
nen. Wenn sie ver-
schwunden sind,
wirst du weiter exis-
tieren, aber aufge-
hört haben zu leben.“

Mark Twain,
30.11.1835 −
21.04.1910, US-Schriftsteller

❇
„Wer glaubt, ein Christ zu sein, weil
er die Kirche besucht, irrt sich. Man
wird ja auch kein Auto, wenn man in
eine Garage geht.“

Albert Schweitzer, 14.01.1875 −
04.08.1965, dt. Arzt und evang.
Theologe

Kleine Weisheiten



38 3/2006 DER VOLLZUGSDIENST

I Nordrhein-Westfalen I Tarifrunde 2007 I

Tarifvertrag nach schweren Geburtswehen unter Dach und Fach

Monatelang zog sich der Tarifstreit hin, wochenlang mussten die Kollegin-
nen und Kollegen ihre Streikbereitschaft beweisen, bevor am 19. Mai
2006 nach einem 30stündigen Verhandlungsmarathon ein neues Tarif-

recht, eine akzeptable Arbeitszeitregelung sowie eine moderate Anhebung der
Gehälter vereinbart werden konnten. Besonders der Verhandlungsführer der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder (TdL), Niedersachsens Finanzminister Hartmut
Möllring, hatte darauf gesetzt, der seit Kündigung der Tarifverträge eingetretene
tariflose Zustand werde die Gewerkschaften über kurz oder lang in die Knie
zwingen. In diesem Punkte musste er sich jedoch eines Besseren belehren lassen.
Die Kolleginnen und Kollegen waren nicht bereit, sich dem absehbaren Tarifdik-
tat der TdL kampflos zu beugen. So konnte Frank Stöhr, Chef der dbb tarifunion,
sichtlich erleichtert feststellen: „Unsere Fähigkeit zum Arbeitskampf und unser
Wille zur Einigung haben all jene Arbeitgeber in die Schranken verwiesen, die
fundamental auf die Zerschlagung der Tarifkultur und des Flächentarifvertrages
gesetzt haben.“

Die Tarifrunde 2007 war von wochenlangen Streiks und machtvollen Demonstrationen geprägt. Bevor sich Einigungswille auf Seiten der öffentlichen
Arbeitgeber einstellte, gaben auch die BSBD-Mitglieder ihr Unverständnis und ihren Unmut zu Protokoll.

Seit die mit dem Besoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetz 2003 eingeführte
„Öffnungsklausel“ den Bundesländern die
Möglichkeit verschafft hat, Weihnachts-

und Urlaubsgeld eigenständig zu regeln,
ist von diesen Sparmöglichkeiten nach-
drücklich Gebrauch gemacht worden.
Gleichzeitig wurden in den Ländern die
wöchentlichen Arbeitszeiten einseitig an-
gehoben, so dass zwischenzeitlich unter-
schiedliche Regelungen über Arbeitszei-
ten, Weihnachts- und Urlaubsgeld beste-
hen. Um auch im Tarifbereich Druck auf
die dbb tarifunion auszuüben sind die für
die Tarifkräfte geltenden Tarifvereinba-
rungen gekündigt worden. Ziel war es, die
für Beamte geltenden Regelungen auf den
Tarifbereich zu übertragen. Für neu einge-
stellte Tarifkräfte, die nicht unter die
Nachwirkung der Tarifverträge fielen, wur-
den einzelvertraglich die für Beamte gel-
tenden Regelungen für verbindlich erklärt.
Gerade diese Vorgehensweise war geeig-
net, den Arbeitsfrieden in den Dienststel-
len nachdrücklich zu gefährden, bot den
öffentlichen Arbeitgebern aber zugleich
ein willkommenes Druckmittel, die Ge-
werkschaften des öffentlichen das Fürch-
ten zu lehren. Schließlich hätte sich durch
das altersbedingte Ausscheiden der von
den Tarifverträgen erfassten Tarifkräfte

der Flächentarifvertrag für den öffentli-
chen im Laufe der Zeit praktisch verflüch-
tigt. Den Ersatzkräften wären einzelver-
traglich schlechtere Bedingungen aufge-
zwungen worden, ohne dass diese sich
hiergegen wirkungsvoll hätten wehren
können.
Diese Ausgangsbedingungen stellten sich
als arge Belastung der Tarifverhandlun-
gen heraus. Hartmut Möllring, Verhand-
lungsführer der TdL, verhandelte ver-
meintlich aus einer Position der Stärke
heraus und sprang mit den Gewerk-
schaftsvertretern nach Gutsherrenart
um. Als weiteres Erschwernis sollte sich
erweisen, dass im Zuge der Tarifrunde
2007 eine völlig neuartiges Tarifrecht
angestrebt werden musste. Schließlich
hatten die Länder − anders als Bund und
Kommunen − im September 2005 ihre
Unterschrift unter dieses Tarifwerk ver-
weigert, weil sie mit den Arbeitszeiten
nicht einverstanden waren.

Diktat über die
Arbeitszeit verhindert
Bei Aufnahme der Tarifverhandlungen
stellte sich die Arbeitszeit in den Bundes-
länder sehr differenziert und unterschied-
lich dar. Gerade in diesem Punkt zeigten
sich die Arbeitgeber sehr hartleibig und
wenig kompromissbereit. Um den Flä-
chentarifvertrag zu retten und tariffreie
Zonen zu verhindern, war die dbb tarif-
union gezwungen, in diesem Punkt bis an
die Schmerzgrenze zu gehen. Ausgehend
von der tatsächlichen wöchentlichen Ar-
beitszeit ist für jedes einzelne Bundes-
land die Arbeitszeit ab 1. November 2006
neu vereinbart worden. Um ein Tarifdiktat
zu vermeiden, musste im Ergebnis eine
Erhöhung der regelmäßigen wöchentli-

Hartmut Möllring, Verhandlungsführer der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder, setzte bis
zuletzt auf harte Konfrontation, bis er von den
Ländern zu einer moderateren Haltung ge-
zwungen wurde.
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chen Arbeitszeit für
Beschäftigte, die
vor April 2004 ein-
gestellt worden
sind, akzeptiert
werden. Alle Neu-
beschäftigten, bei
denen die Arbeits-
zeit einzelvertrag-
lich geregelt ist,
können sich hinge-
gen über eine Ar-
beitszeitverkür-
zung freuen.
Anstelle einer ein-
heitlichen gilt künf-
tig in jedem Bun-
desland eine eigen-
ständige Arbeits-
zeit, die sich zwi-
schen 38,7 Stun-

den in Schleswig-Holstein und 39,73
Stunden in Bayern bewegt. Die Tarifver-
tragsparteien einigten sich auf ein relativ
kompliziertes Verfahren zur Ermittlung
der Arbeitszeit. Die Differenz zwischen der
tatsächlichen Arbeitszeit aller Landesbe-
schäftigten (ohne Lehrer) zur vereinbarten
tariflichen Arbeitszeit wird bei bis zu 0,4
Stunden verdoppelt und zur tatsächlichen
Arbeitszeit addiert. Ist die Differenz größer
als 0,4 Stunden, wird die tatsächliche Ar-
beitszeit um 0,4 Stunden erhöht. In Nord-
rhein-Westfalen betrug die tatsächliche
Arbeitszeit am 01. Februar 2006 39,28
Stunden. Da die Differenz zur tariflichen
Arbeitszeit (38,5 Stunden) größer als 0,4
Stunden war, erhöhte sich die neue durch-
schnittliche Arbeitszeit auf 39,68 Stun-
den in der Woche (39,28 + 0,4 Stunden).
Für Beschäftigte, die ständig Wechsel-
schicht- oder Schichtarbeit leisten, gilt
weiter die 38,5-Stunden-Woche.

Jahressonderzahlung
durchgesetzt
Auch in diesem Bereich hatten die öffent-
lichen Arbeitgeber Fakten geschaffen und
den tariflosen Zustand zu erheblichen
Einschnitten genutzt, teilweise wurde das
Urlaubsgeld gänzlich gestrichen. In die-
sem Punkt konnte die dbb tarifunion ei-
nen bedeutsamen Erfolg verbuchen. Die
Jahressonderzahlung wird künftig wieder
gezahlt. Sie vereint das frühere Urlaubs-
und Weihnachtsgeld. Für Beschäftigte, die
nach 2003 eingestellt worden sind, und
Kolleginnen und Kollegen mit niedrigeren
Jahreszahlungen erfolgt eine Anpassung
in zwei Schritten.

Frank Stöhr, Chef der
dbb tarifunion, werte-
te den Abschluss des
Tarifvertrages als Er-
folg für die streiken-
den Kolleginnen und
Kollegen: „Endlich ha-
ben wir ein modernes
Tarifrecht auch für den
Bereich der Bundeslän-
der!“

Die Sonderzahlung beträgt:

Bemessungsgrundlage sind die in den Mo-
naten Juli, August und September des je-
weiligen Jahres gezahlten Entgelte. Für
Beschäftigte, die seit dem 30. Juni 2003 in
einem Beschäftigungsverhältnis stehen,
wird im Jahr 2006 zusätzlich das ggf. zu-
stehende Urlaubsgeld gezahlt. Für die an-
deren Beschäftigten gilt 2006 die am 19.
Mai 2006 bestehende Arbeitsvertragliche
Regelung zum Urlaubs- und Weihnachts-
geld weiter. In den Jahren 2007 und 2008
findet die stufenweise Erhöhung statt.
2007 wird die Hälfte der Differenz zwi-
schen bisheriger und und jetzt vereinbar-
ter Höhe der Sonderzahlung geleistet.
2008 kann die volle Höhe der vereinbarten
Sonderzahlung beansprucht werden.

Neue Entgelttabellen 
ab 01. November 2006
Für die Beschäftigten der Länder gilt ab 1.
November 2006 eine neue Entgelttabelle.

In ihr sind die ehemaligen Tabellen für Ar-
beiter und Angestellte vereinigt. Die Ta-
belle wird durchlässiger, die Bezahlung
vor allem für Jüngere attraktiver. Die bis-
herigen Lebens- oder Dienstaltersstufen
werden durch sechs Erfahrungsstufen
ersetzt. 
Die vorhandenen Beschäftigten werden
betragsmäßig in die neue Tabelle überge-
leitet. 
Mit dieser Tabelle ist es gelungen, die bis-
herige Bezahlung der Angestellten aus
Grundvergütung, Ortszuschlag und allge-
meiner Zulage bzw. den Monatstabellen-
lohn betragsgemäß zu sichern. Zusätzlich
zur neuen Tabelle erfolgt zukünftig eine
leistungsorientierte Bezahlung, begin-
nend mit einem Prozent ab 2007. Damit
werden die Einkommensbedingungen der
Beschäftigten im Länderbereich denen ih-
rer Kolleginnen und Kollegen beim Bund
und bei den Kommunen wieder entspre-
chen. 

Tabelle TV-Länder

Einmalzahlungen vereinbart
Nachdem die Gewerkschaften des öffentli-
chen Dienstes mit den Vertretern der kom-
munalen Arbeitgeber Einmalzahlungen
ausgehandelt hatten, zeigte sich die TdL
nicht gewillt, diese Regelung zu überneh-
men. Es bedurfte erheblicher Überzeu-
gungsarbeit, bevor die Verhandlungsfüh-
rer der Länder ihren Widerstand aufga-
ben.

Entgeltgruppen Tarifgebiet West Tarifgebiet Ost 

E1 bis E8 95 Prozent 71,5 Prozent 

E9 bis E11 80 Prozent 60 Prozent 

E12 bis E13 50 Prozent 45 Prozent 

E14 bis E15 35 Prozent 30 Prozent 

Grund-
entgelt

Entwick-
lungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

Entgelt-
gruppe 

nach
1 Jahr 

nach
3 Jahren 

nach
6 Jahren 

nach
10 Jahren 

nach
15 Jahren 

15 3.384 Euro 3.760 Euro 3.900 Euro 4.400 Euro 4.780 Euro

14 3.060 Euro 3.400 Euro 3.600 Euro 3.900 Euro 4.360 Euro

13 2.817 Euro 3.130 Euro 3.300 Euro 3.630 Euro 4.090 Euro

12 2.520 Euro 2.800 Euro 3.200 Euro 3.550 Euro 4.000 Euro

11 2.430 Euro 2.700 Euro 2.900 Euro 3.200 Euro 3.635 Euro

10 2.340 Euro 2.600 Euro 2.800 Euro 3.000 Euro 3.380 Euro

9 2.061 Euro 2.290 Euro 2.410 Euro 2.730 Euro 2.980 Euro

8 1.926 Euro 2.140 Euro 2.240 Euro 2.330 Euro 2.430 Euro 2.493 Euro

7 1.800 Euro 2.000 Euro 2.130 Euro 2.230 Euro 2.305 Euro 2.375 Euro

6 1.764 Euro 1.960 Euro 2.060 Euro 2.155 Euro 2.220 Euro 2.285 Euro

5 1.688 Euro 1.875 Euro 1.970 Euro 2.065 Euro 2.135 Euro 2.185 Euro

4 1.602 Euro 1.780 Euro 1.900 Euro 1.970 Euro 2.040 Euro 2.081 Euro

3 1.575 Euro 1.750 Euro 1.800 Euro 1.880 Euro 1.940 Euro 1.995 Euro

2 1.449 Euro 1.610 Euro 1.660 Euro 1.710 Euro 1.820 Euro 1.935 Euro

1 je 4 Jahre 1.286 Euro 1.310 Euro 1.340 Euro 1.368 Euro 1.440 Euro
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Einmalzahlungen für die Jahre 2006 und 2007
In Ost und West erhalten die Beschäftigten der Länder in drei Schritten folgende Ein-
malzahlungen:

Entgeltgruppen Juli 2006 Januar 2007 September 2007 

E1 bis E8 150 Euro 310 Euro 450 Euro 

E9 bis E12 100 Euro 210 Euro 300 Euro 

E13 bis E15 50 Euro 60 Euro 100 Euro 

Entgelterhöhung für 2008 erkämpft
Für das Jahr 2008 hat die dbb tarifunion
im Verein mit den weiteren Gewerkschaf-
ten des öffentlichen Dienstes die lineare
Anhebung der Entgelte um 2,9 Prozent er-
ringen können. 
Damit haben die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes nach langer Durststrecke
wieder Anteil an der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung. Im Westen werden die
Entgelte zum 1. Januar, im Osten zum 1.
Mai 2008 erhöht. 
Die Tabellenwerte werden auf volle 5-Eu-
ro-Beträge aufgerundet, so dass bei die-
sem Tarifabschluss die angestrebte 3 vor
dem Komma steht.

Tarifergebnis
auf den Beamtenbereich
übertragen
Nach der Einigung im Tarifstreit des öf-
fentlichen Dienstes, die erst nach massi-

ven Arbeitskampfmaßnahmen der Kolle-
ginnen und Kollegen erzielt werden konn-
te, sind die Bundesländer gefordert, die
Vereinbarung zur Arbeitszeit und zur Ein-
kommensentwicklung wirkungsgleich auf
den Beamtenbereich zu übertragen. dbb
Chef Peter Heesen hat die Länder zwi-
schenzeitlich aufgefordert, die Vertei-
lungsgerechtigkeit im Bereich des öffentli-
chen Dienstes wieder herzustellen: „Die in
Potsdam für die Arbeitnehmer erzielten
Ergebnisse müssen auch für die Landes-
beamten zum Tragen kommen“, forderte
der Gewerkschafter die Länder zum sofor-
tigen Handeln auf.
Der BSBD wird im Zusammenwirken mit
dem dbb beamtenbund alle gewerkschaft-
lichen Möglichkeiten ausschöpfen, damit
die für die Arbeitnehmer der Länder gefun-
denen Regelungen zur Sonderzahlung, zur
Arbeitzeit, zu den Einmalzahlungen und
zur linearen Anhebung der Entgelte um
2,9 Prozent zeitnah auf den Beamtenbe-
reich übertragen werden.

Heute schon gelacht?
Geheimnisse
„Was stand denn nun in dem Brief, An-
geklagter, den Sie der Klägerin geschrie-
ben haben?“ − „Sag ich nicht. Briefge-
heimnis!“ − „Und wie viel Geld erhielten
Sie von der Klägerin?“ − „Sag ich nicht.
Bankgeheimnis!“ − „Gut, dann verurteile
ich Sie zu zwei Jahren Haft ohne Bewäh-
rung.“ − „Aber warum denn das?“ − „Sag
ich nicht. Amtsgeheimnis!“ 

Stein
Drei Männer stehen vor Gericht. Fragt
der Richter den ersten: „Was haben Sie
gemacht?“ Entgegnet dieser: „Ich habe
einen Stein ins Wasser geworfen!“ Der
Richter erwidert: „Das macht nichts, Sie
sind frei!“ Fragt der Richter den zweiten:
„Und was haben Sie getan?!“ „Ich habe
geholfen, den Stein ins Wasser zu wer-
fen!“ „Das macht nichts, Sie sind auch
frei!“ Fragt der Richter den dritten: „Und
was haben Sie gemacht?!“ „Ich bin Peter
Stein!“ 

Die letzten Worte
„Angeklagte, Sie bestreiten also nicht,
Ihren Mann während der Fußballüber-
tragung im Fernsehen erschossen zu
haben?“ „Nein, Herr Richter.“
„Was waren seine letzten Worte?“
„Schieß doch! Schieß doch endlich, du
alte Pfeife.“

OV Gelsenkirchen Sozialtherapie

Starterpaket für Neumitglieder

Anfang des Jahres war es erstmals
soweit: Dipl.-Sozialarbeiterin Tanja
Griesdorn konnte als erstes Neu-

mitglied des Jahres 2006 im Bund der
Strafvollzugsbediensteten (BSBD)-Orts-
verband Sozialtherapeutische Anstalt Gel-
senkirchen herzlich begrüßt werden. Als
besonderen Willkommensgruß überreich-
te ihr der Ortsverbandsvorsitzende Micha-
el Gadzalla das brandneue Starterpaket
für Neumitglieder. 
„In schwierigen Zeiten muss man beson-
dere Wege beschreiten, um den Nach-
wuchs und somit auch junge Kolleginnen
und Kollegen für unsere starke Gewerk-
schaft zu begeistern“, wusste der Vorsit-
zende zu berichten. Über den Inhalt des
Starterpaketes freute sich Tanja Gries-
dorn und war insbesondere über dessen
Umfang überrascht. Ortsverbandsvorsit-
zender Gadzalla möchte in Zukunft jedes
Neumitglied mit der tollen Idee des Starter-
paketes überraschen und gab zu erken-
nen, dass sich der Vorstand die Gewin-
nung von neuen Mitgliedern als besonde-
res Ziel für 2006 auf die Fahne geschrieben
hat. „Gerade in Zeiten, in denen die Politik
die Hände ausstreckt, um die in der Ver-
gangenheit erkämpften finanziellen Er-

rungenschaften sukzessive zu streichen
oder zu kürzen, müssen die Strafvollzugs-
bediensteten zusammenrücken, um die-

sem Treiben Einhalt zu gebieten. Nur
wenn wir den BSBD, die Fachgewerkschaft
der Strafvollzugsbediensteten, stark ma-

Sozialtherapeutische Anstalt Gelsenkirchen

chen und kampf-
und schlagkräftig er-
halten, können wir
in den härter wer-
denden Verteilungs-
kämpfen erfolgreich
sein. Deshalb
kommt es auf die Un-
terstützung durch
jede Kollegin und je-
den Kollegen an.“
Gadzalla betonte,
dass der BSBD seine
Leistungsfähigkeit,
die spezifischen Inte-
ressen der Strafvoll-
zugsbediensteten
wirksam zu vertre-
ten, in der Vergan-
genheit nachhaltig
unter Beweis gestellt
habe. Diese erfolgrei-
che Lobbyarbeit gel-
te es, in der Zukunft
effizient fortzufüh-
ren. 
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Ist Vollbeschäftigung in Zukunft noch erreichbar?

Mit dieser Frage hat sich der Bielefelder Philosoph Tobias Knobloch wis-
senschaftlich befasst und aus einander gesetzt. Er formuliert radikale
und provozierende Thesen, die hart mit den veröffentlichen Vorstellun-

gen der aktuellen Politik kollidieren. Klassische Vollbeschäftigung, so Knobloch,
werde kaum noch zu erreichen sein. Die allen bekannte Lohnarbeit sei am Ende,
die Arbeitslosigkeit werde weiter steigen. Sowohl im produzierenden als auch im
Dienstleistungsgewerbe werde sich die Zahl der Arbeitsplätze stetig reduzieren.
Ursächlich hierfür seien die marktwirtschaftlich ausgerichteten Unternehmen,
deren Ziel nicht die Schaffung von Arbeitsplätzen, sondern die Erwirtschaftung
von Gewinnen sei, erklärt Knobloch gegenüber der „Neue Westfälische“. 

Die Gleichung, mehr Wachstum bewirke
mehr Beschäftigung, gehe nicht mehr auf.
Anstatt diesen Umstand zu beklagen und
wirtschaftspolitisch mit untauglichen Mit-
teln an den Symptomen herumzudoktern,
solle die Politik besser die Realität zur
Kenntnis nehmen und dafür sorgen, dass
für die Bürger dauerhaft Kaufkraft verfüg-
bar sei. Dies sei allein deshalb erforderlich,
weil sonst der soziale Friede in unserem
Lande in Gefahr gerate. 
Knobloch vertritt die Auffassung, dass die
Bürger sich verstärkt ehrenamtlich enga-
gieren sollen. Der Staat müsse dafür die

notwendigen Anreize schaffen, damit sich
dieses Engagement auch wirtschaftlich
lohne. Nach Einschätzung des Wissen-
schaftlers müsse der Staat ein Grundein-
kommen garantieren. Wer seinen Lebens-
standard halten wolle, müsse entspre-
chende Anreize für eigene Initiativen er-
halten. Es müsse ein Bereich geschaffen
werden, der jenseits der marktwirtschaft-
lichen Werte Macht, Geld und Wissen
funktioniere. 
Dies könne ein Bereich sein, in dem Ma-
chen und Einsatz angemessen honoriert
würden. So sei ein Professor in der Lage

Nachhilfe zu geben, ein arbeitsloser Archi-
tekt könne Bürgern helfen, die sich gegen
die Ansiedlung eines Industriegebietes
stemmen, ein Fahrzeugmechaniker könne
das Auto des Nachbarn reparieren, aber
auch politisches Engagement sei möglich.
Die investierte Zeit werde dann nicht fi-
nanziell honoriert, sondern einem Zeit-
konto gutgeschrieben. Die angesammel-
ten Zeiten könnten dann bei Gelegenheit
gegen andere Dienstleistungen und Güter
getauscht werden.
In Amerika gebe es bereits solche Modelle.
Dort könne ein Arztbesuch beispielsweise
mit Time-Dollars bezahlt werden, also mit
einer Gegenleistung, die eine gewisse Zeit
in Anspruch nimmt. Nach Knoblochs Be-
wertung gibt es in unserer Gesellschaft ein
Verteilungsproblem. Die zur Verfügung
stehende Geldmenge werde nicht gerecht
verteilt. Dadurch sehe er den sozialen Frie-
den in Zukunft massiv gefährdet. Es werde
darauf ankommen, intelligente Modelle zu
schaffen, die Menschen motivieren, sich
zu engagieren. „Wer faul ist, darf nicht be-
lohnt werden!“

Iserlohner Duathlon für 
JV-Bedienstete des Landes NRW
Veranstalter/Ausrichter: JVA Iserlohn
Meldeadresse: Günther Krallmann

Heidestraße 41
58640 Iserlohn
Tel.: 02378 / 83172 dienstlich
und über Outlook

Termin: 09.09.2006
Meldeschluß: 13.08.2006
Zahlung/Anmeldung Überweisung auf das Konto der Sparkasse 

Iserlohn, BLZ 44550045, Kto.-Nr : 7503329 
unter Angabe des Geburtsdatums (wichtig!!)

Startgebühren: 15,00 Euro pro Teilnehmer
Nachmeldung: nicht möglich 
Teilnehmerlimit: 80 Personen
Ort: 58640 Iserlohn, Heidestraße 41 (JVA)
Wettkampfbesprechung : 09.30 Uhr, jeder Teilnehmer erhält mit den Startunterlagen eine

Startnummer die sichtbar im Brustbereich zu tragen ist.
Startzeit: 10.00 Uhr
Siegerehrung: 13.00 Uhr

Ausgabe der Ergebnislisten, Urkunden und Pokale bei der Sie-
gerehrung

Wechselzone: vor der JVA, Räder werden bewacht
Start u. Ziel: Parkplatz JVA
Medizinische Vers.: Sanitäter/Rettungsassistent mit Dienst-Kfz
Verpflegung: Müsliriegel/Bananen/ Isot.-Getränk
Preise: Finisher T-Shirts, Pokale, Urkunden
Klasseneinteilung: M-20 / 25 / 30 / 35 / 40 /.......

W-20 / 25 / 30 / 35 / 40 /.......
Streckenbeschreibung: 5 Km Lauf (Rundkurs)

23 Km Rad (Rundkurs)
5 Km Lauf (Rundkurs wie oben)

Zeitnahme: Handzeitmessung
Wichtiger Hinweis: Auf der Radstrecke besteht Helmpflicht. Jeder Teilnehmer ist für

die technische Sicherheit seiner Ausrüstung selbst verantwort-
lich. Die Rad- und Laufstrecke ist nicht für den öffentlichen Ver-
kehr gesperrt. Es gilt die StVO insbesondere sind das Rechts-
fahrgebot und die Vorfahrtsregeln zu beachten.

Parken: Parkplatz vor der JVA
Duschen: Duschmöglichkeiten in der JVA

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit
Urteil vom 15.12.2005 (Az. 2 C 4.05) ent-
schieden, dass auf der Grundlage der Vor-
griffsregelung des nordrhein-westfäli-
schen Innenministeriums vom 14.1.2003
die als AZV-Tag beantragte Dienstbefrei-
ung wegen nicht versagt werden durfte.
Die rückwirkende Streichung in der Ände-
rungsverordnung sei als echte Rückwir-
kung rechtlich unzulässig. 
Das beklagte Land Nordrhein-Westfalen
sei verpflichtet, dem Kläger einen AZV-Tag
zu bewilligen und ihm einen Erholungsur-
laubstag gutzuschreiben. 
Als Konsequenz aus diesem Urteil hat das
Kabinett in seiner Sitzung am 2. Mai 2006
folgenden Beschluss gefasst, um eine
Gleichbehandlung im Bereich der Beam-
tinnen und Beamten des Landes NRW zu
erreichen:
Allen Beamtinnen und Beamten das Lan-
des, die am 7.3.2003 Anspruch auf einen
Freistellungstag nach § 2 a AZVO a. F., § 8 b
AZVOPol a. F. und § 1 Abs. 3 AZVO-Feu
hatten und seitdem keine entsprechende
Dienstbefreiung erhalten haben, wird ein-
malig ein Tag Dienstbefreiung gewährt, die
bis zum Ablauf des Jahres 2006 abgewi-
ckelt sein muss. 
Soweit eine Inanspruchnahme wegen des
Eintritts von Elternzeit oder Beurlaubung
ohne Dienstbezüge nicht möglich ist, wird
die Möglichkeit zur Übertragung in analo-
ger Anwendung des § 5 Abs. 4 Satz 3 EUV
eröffnet.

Bundesverwaltungsgericht
rügt Nordrhein-Westfalen

Nachträgliche Gewährung des AZV-
Tages aus dem Jahr 2003


